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66. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 29. Mal. 
5 1 Uhr. 1 Am Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg, Geheimer Rath 
oblers n. A. £ 

Von dem Abg. Kantak iſt eine Interpellation, betreffend die Auf: 
löſung polniſcher Berſammlungen, eingebracht. 

Das Haus ſetzt die Specialberathung des Entwurfs der Städteord⸗ 
nung für die öſtlichen Provinzen von § 25 ab weiter fort. N 
. Diefer Paragraph giebt den Forenſen und juriſtiſchen Perſonen die Be⸗ 
rechtigung zur Theilnahme an den Stadtverordnetenwahlen. 

Abg. Virchow beantragt, den n zu ſtreichen. 

Abg. Cremer iſt mit dem Antrage Virchow einverſtanden, da er nament⸗ 
lich die den Forenſen eingeräumten Rechte alstvöllig unberechtigt erachtet. 
Wolle man ſolche Rechte ſtatuiren, dann müßte man ebenjo geſtatten, daß 
die Frauen ſich in ähnlicher Weiſe bei der Wahl nach Verhältniß der von 
ihnen gezahlten Steuern vertreten laſſen könnten. 2 . 

Regierungscommiſſar Geh. Rath Wohlers hält es der Billigkeit ent⸗ 
ſprechend, den Forenſen die im Paragraphen gegebenen Rechte zu gewähren 
und erklärt zugleich, dab. die Regierung ein Hauptgewicht auf die Annahme 
der von der Commiſſion beſchloſſenen Faſſung lege. 

Abg. Zelle bittet gleichwohl, den Antrag auf Streichung des Para⸗ 
graphen anzunehmen, zumal da ſich auch namhafte ſtädtiſche Corperationen, 
wie der hannoverſche Städtetag und der Berliner Magiſtrat in dieſem Sinne 
ausgeſprochen bäften. h e 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) konſtatirt, daß ſich kein einziger Verthei⸗ 
diger des Paragraphen im Haufe gefunden habe und giebt im Namen feiner 
Partei die Erklärung ab, daß, wenn die Regierung von der Aufrechterhal⸗ 
tung dieſer Beſtimmung das Zuſtandekommen der Städteordnung abhängig 
mache, er und ſeine politiſchen Freunde im Falle der Aufrechterhaltung des 
Paragraphen nicht für die Vorlage ſtimmen könnten. 

„Die Digcuſſion wird geſchloſſen und nachdem der Referent Abg. Haken 
die Coms iſſionsbeſchlüſſe zur Annahme empfohlen, wird der Antrag Virchow 
mit geringer Majorität angenommen und $ 25 ſomit geſtrichen. 

Die folgenden Paragraphen bis § 39a werden obne Discuſſion mit den 
in Conſequenz der früheren Beſchlüſſe nöthigen redactionellen Modiſicationen 
angenommen. } 

ie 88 40 und 41 regeln das Verfahren im Falle der Ablehnung der 
Wahl Seitens der zu Stadtverordneten Erwählten, ſowie bei etwaigen An⸗ 
ſechtungen gegen die Giltigkeit der Wahlen. Das Recht zur Beanſiandung 
der Giltigkeit einer Wahl ſoll nach den Commiſſionsbeſchlüſſen auch der 
Stadtwerordneten⸗Verſammlung als ſolcher von Amts wegen zuſtehen. 

Abg. Krech beantragt, dieſe letztere Beſtimmung zu ſtreichen, weil es 
ſinnlos ſei, einer Verſammlung als ſolcher ein Recht beizulegen, welches jedes 
ihrer Mitglieder für ſich allein hat. . 

Abg. Bergenroth wünſcht dagegen eine Beſtimmung einzuhalten, mo: 
nach der Magiſtrat verpflichtet ſein ſoll, obne Aufforderung der Stadtverord⸗ 
e eee z mega die Wahlprotofolle vorzulegen, damit die 

erſcmmlung dieſelben pr nun. er R 

Dieferem baten iſt mit dem mag rech einverſtanden, da die Be⸗ 
stimmung, deren Streichung beantragt i, nur dann Sinn babe, wenn kein 
Muglied de. die Giltigkeit der Wahl ber ängelnden Majorität der Stadt⸗ 
perordneten⸗Verſammlung ſchreiben könne, um aus eigener Initiative Proteſt 
zu erheben. Erkenne man dies als richtig an, fo komme man von ſelbſt auch 
zur Ablehnung des Antrages Bergenroth, denn wenn quisquis ex populo 
zur Anfechtung der Wabl berechtigt ſei, ſo brauche man nicht der Stadver⸗ 
. die Wahlprotokolle zu dieſem Zwecke von Amts wegen 
vorzulegen. \ A 

Abg. Eberty bittet, die Beſtimmung aufrecht zu erhalten, da fie einen 
Appell an die Stabtverordneten⸗Verſammlung enthalte, über die Reinheit der 
Wahlen zu wachen. n 

Abg. Lauenſtein pflichtet den vom Abg. Krech und dem Referenten 
angeführten Gründen bei und wünſcht ebenfalls die betreffende Beſtimmung 
u ſtreichen. . 

2 Nachdem Abg. Bergenroth ſeinen Antrag zurückgezogen, wird der Antrag 
Krech und mit dieſer Aenderung die 88 40 und Al angenommen; ebenſo 
ohne Discuſſion $ 42. 5 

§ 43 regelt die Zuſammenſetzung des Magiſtrats, der aus dem Bürger: 
meiſter als dem Vorſitzenden, einem Beigeordneten und einer nach der Größe 
der Stadtgemeinde ſich richtenden Zahl von unbeſoldeten Stadträthen be⸗ 
stehen ſoll. Dieſe Zahl beläuft ſich in Gemeinden bis zu 5000 Einwohnern 
auf 2, bis zu 10,000 Einwohnern auf 3, bis 25,000 Einwohner auf 5, bis 
50,000 Einwobner auf 6, bis 100,000 Einwohner auf 7. Für jede fernere 
Vollzahl von 50,000 Einwohnern wird ein unbeſoldeter Stadtrath mehr ge⸗ 
wählt, bis die Zahl 12 erreicht iſt. Außerdem können auf Gemeindebeſchluß 
von den Stadtberordneten noch ein zweiter Beigeordneter und ein oder mehrere 
beſoldete Stadträthe gewählt werden. Die Zahl der letzteren darf jedoch die 
Zahl der unbeſoldeten Stadträthe nicht überſteigen. 2 

Die Abgg. Kalle und Schweineberg beantragen, viele letztere Ber 
ſchränkung zu ſtreichen und die Zahl der unbeſoldeten Stadträthe, vorbehalt: 
lich anderweitiger ortsſtatutariſcher Beſtimmung auf den ſechſten Theil der 
Stadtberordneten (zwiſchen den Grenzen 2 und 12) feſtzuſtellen. 8 

Ein Antrag des Abg. Zelle ſtimmt mit dem letzteren Theil des eben 
erwähnten Antrages überein, jedoch mit dem Unterſchied, daß er den Vor 
behalt anderweitiger ortsſtatutariſcher Beſtimmungen fallen läßt. 

Abg. Richter (Hagen) will die Maximalzahl der unbeſoldeten Stadträthe 
ſtatt auf zwölf auf zehn normiren. 5 
Abg. Schweineberg: Unſer Antrag verſucht im Weſentlichen die Re⸗ 
gierungsborlage wieder berzuftellen ; ſein Vorzug vor der Commiſſionsfaſſung 
eſteht nach meiner Meinung darin, daß er der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung für die Wahl eine größere Freiheit läßt. Daß die Zahl der unbeſol⸗ 
deten Stadträthe bis ins Ungemeſſene erhöht werde, halte auch ich nicht für 
wünſchenswerth, glaube aber, daß man den e die Befugniß 
laſſen muß, auf Grund ihrer Kenntniß der Localverhältniſſe durch Orts⸗ 
Latut ſelbſt die Zabl der Stadträthe zu beſtimmen, die fie zum Beſten der 
Stadt für nöthig balten. Die Commiſſtonsfaſſung ſtatuirt wirklich eine Be⸗ 

mundung der ſchlimmſten Art. l 
d eg.⸗Comm. Geh. Rath Wohlers erklart, daß die Regierung ebenfalls 

er Anſicht ſei, daß die Commiſſionsvorſchlage eine weſentliche Beſchränkung 
der 3 involviren, und empfiehlt den Antrag der Abgg. Kalle 
enoſſen. 

Abg. Miquel: Die Commiſſion iſt davon ausgegangen, ein feſtes Ver⸗ 
balkniß zwiſchen der Zahl der Magiſtratsmitglieder und der Stadtverordneten 
zu Normiren und in Conſequenz dieſes Princips dahin gelangt, die Zahl der 
Magiſtratsmit lieder ziffermäßig feſtzuſtellen. Das iſt ein ganz natürlicher 

rund; aber jo weit möchte ich doch nicht gehen, wie es die Commiſſion gethan 
bat, eine Ausnahme von dieſen Bestimmungen durch Ortsſtatut überhaupt 
guszuſchließen. Die Geſchäfte bei der Verwaltung und ihre Schwierigkeit richten 
12 durchaus nicht nach der Höhe der Einwohnerzahl, ſondern es kann eine 
Wem Stadt eine weit ausgedehntere Verwaltung haben als eine größere. 

un einer ſolchen Stadt die Anzahl der Stadträthe in der Weiſe be⸗ 
ſchränk 9225 wie es die Commiſſion will, fo wird eine Reihe von Geſchäf⸗ 
ten, die * Aon Magiſtratsmitglievern beſorgt wurden, in die Hande bon 
beſoldeten Gemeindebeamten übergehen müſſen, und es wird ftatt Selbſtver⸗ 
waltung wieder . alte Bureaukratle beten Was dagegen das Ver⸗ 
baltniß der beſoldeten zu den unbeſoldeten Stadträthen anbetrifft, fo bat 
nach meiner Meinung die Commiſſion das Richtige getroffen. 

Abg. Zelle: Die drei vorliegenden Amendements ſtimmen darin überein, 
daß fie die Regierungsvorlage in der Weiſe wiederherſtellen wollen, daß die 

abl der e ed arne als eine Quote der Zahl der Stadtverordneten 

t werde. Sie find ferner einig darin, daß fie als Minimalzabl der un⸗ 
eſoldeten Stadträthe zwei feſtſetzen, 188 egen will der Antrag Richter als 
Marimalzapl 10, die beiden anderen 12 Jeßen. Dieſe Marimalzahl kommt 
Aber nur für eine Stadt über 300,000 Einwohner, alſo allein für Berlin 
im Betracht, wo bisber 34 unbeſoldete Stadiräthe fungirten. Die Vermin⸗ 
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derung derſelben wird alſo jedenfalls künftig eine ſebr bedeutende ſein, und Jahre gewählt. Die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder werden aus den Ge, 


ich halte es nicht für zweckmäßig, noch unter die Ziffer 12 herabzugeben. 
Eine weſentliche Differenz bon meinem Amendement tritt in dem Antrage 
Kalle inſofern berbor, als danach eine Ausnahmebeſtimmung in Bezug auf 
die Stadträthe durch Ortsſtatut herbeigeführt werden kann. Man beruft 
ſich dabei auf die Freiheit der Gemeinden. Wollte man aber dieſem Princip 
in dem hier vorgeſchlagenen Maße überall folgen, ſo hätten wir uns auf 
die erſten 10 Paragraphen beſchränken können und im Uebrigen alles andere 
dem Ortsſtatut überlaſſen. Nach meiner Meinung iſt es nur conſequent, 
an wenn wir die Zahl überhaupt fixiren, wir auch keine Ausnahme zulaſſen 
dürfen. 5 

Das Haus beſchließt, vor der Beſchlußfaſſung über die Zahl der 
Magiſtrats⸗Mitglieder den § 143 zu discutiren, der die Frage über die Fort⸗ 
dauer i der beſoldeten techniſchen Stadträthe regelt. Dieſe Beſtim⸗ 
mung lautet: E | , 

Die zeitigen Gemeindebeamten verbleiben mit Ausnahme der beſoldeten 
techniſchen Stadträthe (Schulräthe, Bauräthe, a Medicinalräthe) 
und der unbeſoldeten Stabträtbe, für diejenige Zeit, für welche fie beftellt 
worden ſind, in Thätigkeit. Das Amt der vorbezeichneten techniſchen und 
der unbeſoldeten Stadträthe erliſcht mit dem J. April 1877, unbeſchadet der 
beſtehenden Beſoldungs⸗ und Penſionsanſprüche. Vor der Neuwahl der un: 
beſol deten Stapträthe iſt die Zahl der erforderlichen beſoldeten Stadträthe 
durch Gemeindebeſchluß feſtzuſetzen. Wird hiernach eine Verminderung der 
vorhandenen beſoldeten Stadiräthe erforderlich, fo finden, bis die Vermin⸗ 
derung herbeigeführt iſt, Ergänzungswaßlen für die Ausgeſchiedenen nicht 
ſtatt. Die im § 45 für die Wahl und für die Ergänzung der unbeſoldeten 
Stadträtbe beſtimmte ſechsjährige und dreijährige Periode wird für das erſte 
Mal vom 1. Januar 1877 ab berechnet. 2 : 

Abg. Kalle ſchlägt in Uebere inſtimmung mit der Regierungsvorlage vor: 
Die zeitigen Gemeindebeamten verbleiben, vorbehaltlich der Beſtimmungen 
der §8 44 und 144, für diejenige Zeit, für welche fie beſtellt worden find, in 
Thaligkeit, und die Beſtimmungen des § 43 haben eine Veränderung in der 
Zahl der unbeſoldeten Stadträthe nur zur Folge, je nachdem die regelmäßi⸗ 
gen Ergänzungswahten ($ 45) vorzunehmen find. 

Die Abgg. Dr. Röcke rath und Oſterrath dagegen ſchlagen vor den 
zweiten Satz in folgender Weiſe zu fallen: Die borbezeich neten techniſchen 
und unbeſoldeten Stadträthe ſcheiden am 1. April 1877 als Magiſtratsmit⸗ 
glieder aus, jedoch behalten die beſoldeten Stadträthe das Gemeindeamt, für 
welches ſie Beſoldung beziehen, bis zum Ende ihrer laufenden Amtsperiode. 

Abg. Hoffmann: Ich ſtimme der Forderung bei, daß die Zahl der be⸗ 
ſoldeten Stadträthe die der unbeſoldeten nicht überſteige, ich verlange aber, 
daß nicht durch eine zu große Beſchränkung der Anzahl der Magiſtratsmit⸗ 
glieder vie Techniker vollitändig ausgeſchloſſen werden. Nach den Beſchlüſſen 
der Commiſſion ſcheiden aus dem Magiſtrate von Berlin am 1. April 1877 
vier techniſche Stadträthe aus, welche von der Stadt zehn Jahre lang ein 
jäbrliches Gehalt von 14,000 Thaler, und acht Jahre hindurch 7000 Thaler 
Penſion zu fordern haben, alſo ungefähr eine Summe don 200,000 Thalern. 
Ich glaude nicht wie die Commiſſion, daß die techniſchen Stadträthe die neu 
zu creirenden Stellen techniſcher Oberbeamten annehmen werden. Weder 
die Lebenslanglichkett diefer Stellungen noch das große Gehalt werden fie 
bewegen, damit ihre jetzt luerativen Stellungen zu beriauſchen. Iſt es denn 
für die techniſchen Rathe eine Ehre, aus den Magiſtraten hinaus geworfen 
u werden? Iſt es jo unglaublich, daß nach der Behauptung der techniſchen 
Rälhe ſie n dae beſſer als Magiſtratsmitglieder wahrnehmen können? 
Welche Vortheile ſchaffen wir den Städten für die ihnen auferlegten Opfer? 
Man mag die ſtädtiſchen Collegien verringern und als Maximglzahl der 
Mitzlieder 24 feſiſehen, aber es iſt unberechtigt, die techniſchen Mitgliever 
zahlreicherer Magiſtrate zuerſt zu opfern. Sind denn die Kämmerer und 
Syndici nicht auch techniſche Nähe? Darüber äußert ſich der Commiſſions⸗ 
bericht nicht. Allerdings muß ein gutes oberſtes Verwaltungscollegium von 
Specialitäten möglicht ge 5 und dafür techniſche Oberbeamte inſtallirt 
werden, aber auch in dem oberſten Collegium ſelbſt muß für jeden großen 
Verwaltungszweig ein ſachverſtändiger Mann fein. Dieſer wurd eher im 
Stande ſein, eine techniſche Frage zu entſcheiden, als ein Verwaltungs⸗ 
beamter auf Grund eines eingeholten Gutachtens. Ein tüchtiger Fachmann 
wird ſich die ihm fehlende Verwaltungspraxis viel eher nachträglich erwerben 
koͤnnen als ein routinirter Verwaltungsmann die ihm fehlende Sachkenntniß. 
Freilich können auch nach der neuen Ordnung Techniker in den Magiſtrat 
gewählt werden, aber es ilt deine Garantie gegeben, daß auch die betreffen⸗ 
den Fächer von den Sachkennern bearbeiter werden. Principiell hätte ich 
gewünſcht, daß es bei den beſtehenden Verhältniſſen geblieben wäre, da dies 
nicht wahrſcheinlich iſt, ſtimme ich für den Antrag Kalle. 


Abg. Miquel erklärt ſich entſchieden gegen den Antrag Kalle, der es 
bei dem bisherigen Zuſtande bewenden laſſen wolle, bis durch gemeinſame 
Abſtimmung beider ſtädtiſcher Collegien ein Anderes feſtgeſetzt ſei, weil er 
darin eine weſentliche Beeinträchtigung des Rechtes der Stadtverordneten 
erblicke. Der Magiſtrat würde ja, zu der Minorität des Stadtwerordneten⸗ 
Collegiums binzutretend, die Majorität des Stadtverordneten⸗Collegiums über 
ſtimmen können, während die bloße Majorität des Stadtverordueten⸗Colle⸗ 
giums entſcheiden könne, wenn man den Antrag Kalle ablehne. Was ferner 
die Streitfrage betreffe, ob der Fachmann leichter die allgemeine Verwaltung 
der ſtädtiſchen Angelegenheiten erlerne, oder ob ein guter Verwaltungs⸗ 
beamter leichter ſich über Fachſpecialitäten orientiren könne, ſo müſſe er ſich 
im Gegenſatze gegen den Vorredner für die letztere Alternative entſcheiden. 
Ein Magiſtratsmütglied, das im Uehrigen fähig ſei, die obere Leitung und 
Entscheidung in ſtädtiſchen Angelegenheiten mit zu führen, brauche gar nicht 
alle einzelnen Fächer wie ein Jadmann zu erlernen, das ſei ſeine Aufgabe 
nicht, und wenn er es thue, ſo werde er in der Regel einſeitig. So z. B. 
gebe es unter den Medizinal⸗Beamten gewiß Perſönlichkeiten, die obwohl 
fie in ihren Medizinalangelegenheiten hervorragen, doch mit Erfolg an Com: 
munal⸗Angelegenheiten theilnehmen können und die volle Freiheit des Urtheils 
und des Blickes dafür haben; aber daß Jemand blos deswegen, weil er ein 
ſehr tüchtiger Mediziner iſt, auch geeignet ſei, im Magiſtrat die geſammte 
Stadt zu vertreten, müſſe entſchieden geleugnet werden. So gebe es ferner 
ja ganz vorzüglich tüchtige Forſtbeamte, ſolle ein ſolcher deshalb geeignet ſein, 
Magiſtratsmitglied zu fein, weil er den Wald gut verwalten könne? Im 
Gegentheil konnten ſolche Perſonen als Arbeiter in ihren ſpeciellen Fach⸗ 
angelegenheiten nur dann tüchtig wirken, wenn fie nicht in der Geſammt⸗ 
vertretung ſeien. Der Fachmaun werde leicht einſeitig und verliere nament⸗ 
lich in Beziehung auf den Geldpunkt die Rückſicht auf das Allgemeine aus 
dem Auge. Die Härte gegen die bisherigen Mitglieder werde dadurch ge⸗ 
mildert, daß fie ihre vollen Anſprüche an den Stadtſäckel behalten. Allzuſehr 
belaftet werde derſelbe wohl nicht werden, da die meiſten techniſchen Stadt⸗ 
räthe ſich wohl der neuen Organiſation unter Beibehaltung ihres bisherigen 
Geſchäftskreiſes als techniſche Oberbeamte fügen würden. Deshalb empfehle 
er die Commiſſionsbeſchlüſſe zur Annahme. 

Geh. Rath Wohlers glaubt nicht, daß man die Frage über die Zweck⸗ 
mäßigteit der Aufnahme von Technikern in den Magiſtrat durch die Geſetz⸗ 
gebung zu löſen habe. Jedenfalls ſeien die Techniker nicht ſo ſchädlich, daß 
man ſie ſo ſchnell als möglich aus dem Magiſtrat los zu werden ſuchen 
müſſe. Er bitte deshalb die Commiſſionsvorſchläge abzulehnen. 

Abg. Oſterath empfiehlt den Antrag Röckerath, da er einen annehm⸗ 
baren Modus enthalte, den Uebergang zu erleichtern; eine analoge Beſtim⸗ 
mung finde ſich in den meiſten älteren Städteordnungen. 

Die Debatte wird biernach geſchloſſen. 

Zu $ 43 wird der zweite Theil des Antrages Kalle, wonach die Zahl 
der unbeſoldeten Stadträthe vorbehaltlich ortsſtatutariſcher ander: 
weitiger Beſtimmung auf ein Sechſtel der Magiſtratsmitglieder (jedoch 
innerhalb der Grenzen 2 und 12) feſtgeſetzt wird, angenommen. 5 

Ebenſo wird der Antrag Kalle zu § 143 nommen, alle übrigen 
Amendements dagegen abgelehnt und endlich die 88 43 und 143 in der fo 
modificirten Faſſung genehmigt. 

$ 45 lautet: 

Die Bürgermeiſter und die fonftigen beſoldeten Magiſtratsmitglieder wer⸗ 
den auf zwölf Jahre, die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder werden auf ſechs 


Staatsbeamten bei der Gründung und Verwaltung von Actien⸗, 


meindebürgern gewählt. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte, und bei ungleicher Zahl alternirend 
die größere und die kleinere Hälfte der unbeſoldeten Stadträthe aus und 
wird durch neue Wahlen erſetzt; die das erſte Mal Ausſcheidenden werden 
durch das Loos beſtimmt; für die innerhalb der Wahlperiode Ausſcheidenden 
ſind alsbald Erſatzwahlen zu veranlaſſen; die Erſatzmänner bleiben nur bis 
zum Ende desjenigen Zeitraumes in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchie⸗ 
denen gewählt waren.“ 

Die Abgg. Lauenſtein und Gärtner beantragen folgenden Zuſatz: 
„Auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes kann die Wahl eines Bürgermeisters 
58 eines ſonſtigen beſoldeten Magiſtrats⸗Mitgliedes auch auf Lebenszeit 
erfolgen. 

Abg. Richter (Hagen) ſchlägt vor, im Anfang des zweiten Abſatzes binte 
den Worten: „Alle drei Jahre ſcheidet“ einzuſchalten: „nach in en — 
bei den regelmäßigen Ergänzungswahlen neugewählten Stadtverordneten.“ 

Abg. Gärtner empfiehlt ſeinen Antrag mit der Erwägung, daß es ſich 
wobl empfehlen dürfe, den Städten die Vollmacht zu geben, geeignete Kräfte 
ſich für Lebenszeit zu erhalten, damit nicht die Concurrenz um tüchtige Com⸗ 
munalbeamte die Gehälter unnatürlich in die Höhe ſchraube. 

Abg. Zelle befürwortet den Antrag Richter, als eine in ihrem Zweck 
bollitändig klare und nothwendige Ergänzung der Vorlage. Der Antrag der 
Abgg. Gärtner und Lauenſtein ſei nicht zu empfehlen, da in demſelben ein 
Gemeindebeſchluß zur lebenslänglichen Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten 
erfordert wird. Der Magiſtrat, welcher dazu erforderlich ſei, werde dadurch 
in die Lage gebracht, Beſchlüſſe pro domo faſſen zu müſſen. 

Abg. Lauenſtein weiſt darauf bin, daß in den früheren Städte⸗Ord⸗ 
nungen analoge Beſtimmungen, wie die von ihm beantragte, enthalten ſeien, 
ſo namentlich in der vom Hauſe genehmigten Städteordnung für Schleswig⸗ 
Holſtein. In gleichem Sinne habe ſich der Abg. Windthorſt (Meppen) im 
Jahre 1849 bei Berathung der hannoverſchen Städteordnung ausgesprochen, 
derſelbe habe ſogar die lebenslängliche Anſtellung der Magiſtratsbeamten 
zur Regel zu machen gewünſcht. Der Antrag richte ſich nur gegen den apo⸗ 
diktiſchen Charakter des § 45, wie es denn überhaupt beſſer geweſen wäre, 
den ſtädtiſchen Collegien eine größere Autonomie zu gewähren. Es ſei 
ſchwierig, qualificitte Beamte zu finden, wenn man denſelben nicht eine lebens⸗ 
länglich ſichere Stellung in Ausſicht ſtellen könne. Der Magiſtrat müſſe 
ebenſo als Vertretung der Stadtgemeinde gelten wie die Stadiverordneten⸗ 
Verſammlung und desbalb könne man ihn von der Mitentſcheidung bei dieſer 
Frage nicht ausſchließen. ö 

Abg. Windiborſt (Meppen) iſt heute noch derſelben Meinung über dieſe 
Frage wie im Jahre 1849. Man müſſe an der Spitze der Stadt einen don 
der Gunſt des Volkes wie der Regierung unabhängigen Mann haben; eine 
Anſtellung auf Zeit bezwecke aber gerade das Gegentheil. Gegen das Ende 
der Amtsperiode werde jeder auf Zeit angeſtellte Bürgermeiſter gegen die 
Wünſche der Bürgerſchaft etwas gefügiger, und gebe angeſichts des Bes 
ſtätigungsrechts der Regierung, welches durchaus willkürlich geübt werde, den 
Strömungen der Regierungskreiſe nach. Das ſei eine pfychologiſche That⸗ 
ſache. In Preußen werde man ſich freilich wohl nicht entſchließen, die lebens⸗ 
längliche Anſtellung zur Regel zu machen, jedenfalls müſſe man aber die dom 
Abg. Lauenſtein beantragte Ausnahme geſtatten. 

Geb. Rath Wohlers erkennt zwar das Motiv zu dem Antrag Richter 
als richtig an, es ſei aber thatſächlich nicht richtig, daß die Neuwahl der Stadt⸗ 
räthe mit denen der Stadtverordneten zufammenfalle. 

Abg. Wendorff iſt mit dem Antrage Lauenſtein einverſtanden und 
hätte ſogar einen Antrag geſtellt, die lebenslängliche Anſtellung der Ma⸗ 
geſtratsmitgliever zur Regel zu erheben, wenn er nicht die Erfolgloſigkeit 
vorausgeſehen hätte. 

Abg. Petri befürwortet die Commiſſionsvorſchläge, da man mit den 
. angeſtellten Bürgermeiſtern ſchlechte Erfahrungen gemacht habe. 
— tellung auf Zeit ſei die einzige Garantie gegen pflichtvergeſſene 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

Referent Haken wünſcht die Ablehnung fämmtlicher Anträge aus den 
Gründen, welche aus dem Hauſe gegen dieſelben vorgebracht ſeien. 

Darauf wird der Antrag Lauenſtein und Gärtner mit 149 
98 Stimmen abgelehnt, ebenſo der Antrag Richter, und der 8 4 
verändert nach den Commiſſionsbeſchlüſſen genehmigt. 

$ 46 beſtimmt, daß die den Magiſtratsmitgliedern zu gewährende Beſol⸗ 
dung oder Dienſtunkoſten⸗Entſchädigung vor der Wahl durch Gemeinde⸗ 
beſchluß feſtgeſetzt werden ſoll. 

Abg. Richter (Hagen) beantragt, an die Stelle des Gemeindebeſchluſſes 
den alleinigen Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung zu ſetzen. 

Abg. Zelle befürwortet den Antrag mit der Erwägung, daß es ſich um 
eine Frage handele, bei welcher der Magiſtrat, wenn er zur Mitentſcheidung 
der e en würde, pro domo ſtimmen müſſe. 

Abg. Kieſchke und Referent Haken charakteriſiren dieſes Amendement 
als eine Verſchiebung der Machtbefugniß der collegialiſchen Stadtbehoͤrden zu 
Gunſten der Stadtverordnetenverſammlung. Mit eben derſelben Berechtigung 
könne man einen einſeitigen Beſchluß des Magiſtrats an die Stelle des Ge⸗ 
meindebeſchluſſes ſetzen. 

Der Antrag Richter wird abgelehnt und $ 46 unverändert ange⸗ 
nommen. 

f N er zählt diejenigen Perſonen auf, welche nicht Magiſtratsmitglieder 

ein dürfen. i 
Das letzte Alinea deſſelben lautet: Auf die beſoldeten ee 
findet $ 1 des Geſetzes vom 10. Juni 1874, betreffend die Betheiligung der 


egen 
un⸗ 


om - 
mandit⸗ und Bergwerks⸗Geſellſchaften, mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die ene e Genehmigung von der Stadiberordnetenverſammlung 
zu ertheilen iſt. 

Abg. Lauenſtein will an die Stelle der Stadtverordnetenverſammlung 
den Gemeindebeſchluß ſetzen. 

Das Haus tritt dieſem N bei. 

$ 49 beſtimmt: Der Bürgermeiſter und der erſte Beigeordnete bedürfen 
der Beſtätigung des Königs in Stadtgemeinden mit mehr als 10,000 Ein⸗ 
wohnern, des Oberpräſidenten in allen anderen Stadtgemeinden. 

„Der Oberpräfident kann die Beſtätigung nur mit Zuſtimmung des Pros 
vinzialraths verſagen; gegen den die Beftätigung verſagenden Beſchluß findet 
die Beſchwerde an den Miniſter des Innern ſtatt. 

Abg. Uhlendorff beantragt: £ Ar 

Der Bürgermeifter und der erſte Beigeordnete bedürfen der Betätigung 
des Miniſters des Innern in Stadtgemeinden mit mehr als 10,000 Ein⸗ 
wohnern, des Oberpräſidenten in allen anderen Stadtgemeinden. 

Die Beſtätigung darf nur verſagt werden, wenn Thatſachen vorliegen, 
welche Bedenken 7 25 die technifche oder ſittliche Qualification des Gewählten 
begründen. Dieſe Thatſachen ſind in dem die 3 verſagenden Be⸗ 
— e Bei der Wiederwahl iſt eine Beſtätigung nicht er⸗ 
orderlich. - 

Abg. Röckeratb beantragt folgende Faſſung: = 

„Der A yes bedarf der Beſtätigung des Oberpräfidenten. Bei 
Wiederwahl it die Beſtätigung nicht erforderlich. Die Beſtätigung darf nur 
verſagt werden, wenn Thatſachen vorliegen, welche Bedenken ge en die tech⸗ 
niſche oder ſittliche Qualification des Gewählten begründen. Dieſe That 
ſachen find in dem die Beſtäligung verſagenden Beſchluß mitzutheilen.“ 

Abg. Röckeratb will mit feinem Antrage eine Garantie ſchaffen, daß 


nicht nur politiſche Mantelträger von den Aufſichtsbehörden beſtätigt würden 


und politiſch unabhängigen Männern die Beſtätigung verſagt würde. e 
Beeinträchtigung der monarchiſchen Prarogative beabſichtige fein Antrag 
durchaus nicht. Er ſei vielmehr ein entſchiedener Anhänger der monarchiſchen 
Staatsform, während jetzt von der Regierung die Barrikadenkämpfer don 
1848 in den boͤchſten communalen Aemtern beſtätigt würden. Die königliche 
Prärogative werde durch feinen Antrag um fo weniger tangirt, da das Ber 
ſtätigungsrecht ihatſächlich vom Minister des Innern geübt werde. Bei der 

igen Faſſung des Paragraphen werde man bei der Wahl der ſtädtiſchen 


— baupiſachlich die Rückſicht walten laſſen, ob der zu Wählende in 


Te A 


ſel. Jetzt beſtätige man in den rbeiniſchen Städlen 
erufen 
Pen Beine abgeſchnitten hätten, um als vierfüßige Reactionäre umher zu 
wandeln und für das Dreiklaſſenwahlſyſtem und Beſchränkung des Wahl⸗ 
rechts Propaganda zu machen. In anderen Städten habe man ſelbſt die 
ſittliche Qualification politiſcher Gegner angezweifelt, um die Beſtätigung zu 
verſagen. Für ein ſo geübtes Beſtätigungsrecht brauche man ſich nicht zu 
erwärmen; mindeſtens könne man es für die Fälle der Wiederwahl aus⸗ 
chließen und ſo den abgelehnten Antrag Lauenſtein und Gärtner in milderer 
form annehmen. 

Abg. Kieſchke: Wenn der Abg. Röckerath bei einer Nichtbeſtätigung 
Thbatſachen für den Zweifel an der ſittlichen oder techniſchen Qualification 
verlangt, jo iſt dies Correctiv abſolut nicht durchführbar. Ganz leicht hat 
ja die Commiſſion die Beſtätigung auch nicht gemacht, indem ſie dieſelbe 
bon der Zuſtimmung des Provinzialraths abhängig macht, geleitet von der 
a d daß dies die für dieſen Zweck geeignetite Behörde fein werde. 
Was die Beſtätigung in Fällen der Wiederwahl anbetrifft, ſo halte ich auch 


dieſe für nothwendig, da es ja ſehr wohl vorkommen kann, daß ſich der 


Bürgermeiſter während feiner Amtsführung nicht bewährt hat. 

Abg. Schlüter: Ich will dem Abg. Röckerath nicht auf das politiſche 
Gebiet hinüberfolgen; ich will nur conſtatiren, daß es bisher völlig gegen 
die Sitle des Hauſes geweſen, einen abweſenden Mann in dieſer Weiſe und 
mit ſolchen allgemeinen, nicht greifbaren Behauptungen anzugreifen, wie 
dies von Seiten des Abg. Röckerath geſchehen iſt. Bei dieſer Lage der 
Sache thut es mir eigentlich leid, mit dem genannten Herrn in ſachlicher 


Beziehung auf demſelben Boden zu ſtehen. Wir wollen mit unſerm An⸗ 


trage eine wirklich greifbare Bebörde ſchaffen, die, wenn ſie ihre Beſtätigung 
verjagt. dieſe Verſagung an Gründe knüpfen, die ſich auf wirkliche That: 
ſachen ſtützen muß. Wenn wirklich Thatſachen vorliegen, ſo wird es auch 
der Regierung nicht ſchwer werden, dieſelben anzuführen, hat ſie aber keine, 
fo muß es öffentlich copſtatirt werden, daß die Gründe für die Nicht⸗ 
beſtätigung nur aus der Luft gegriffen ſind. Wenn die Beſchwerde irgend 
einen Hintergrund haben und man nicht gegen Windmühlen kämpfen ſoll, 
ſo iſt es nötßig, dieſe Beſtimmung einzuführen. Dieſelbe iſt auch durchaus 
nichts Neues, denn in der Städteordnung von Schleswig⸗Holſtein aus dem 
Dale 1869 iſt ein ähnlicher Zuſatz vom Abgeordnetenhauſe ausdrücklich bes 
chloſſen worden, wenn derſelbe auch vom Herrenhauſe wieder geſtrichen 
wurde. Cs iſt dies eine der wichtigſten Fragen des ganzen Geſetzes. Lehnen 
Sie dies Correctiv gegen die Uebergriffe der Regierung ab, ſo treiben Sie 
unſere Bürgermeiſter in das Fahrwaſſer der Maires in Frankreich. Ich 
bitte Sie, den Antrag anzunehmen. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Wohlers: Ich kann nur im Namen 
der Staatsregierung erklären, daß dieſelbe das Geſetz mit dieſem Antrag 
überhaupt für unannehmhar hält. 

Abg. Dr. Virchow: Ich bevanre es, daß wir hier ohne den Miniſter 
des Innern berathen müſſen (der Miniſter 4 während der vorhergehenden 
Debatten den Saal verlaſſen), denn gerade bei dieſem Punkt von ſo hoch⸗ 
wichtigem Intereſſe wäre es doch wünſchenswerth geweſen, den Miniſtor ſelbſt 


ſeine Gründe volrbringen zu bören. Bei der Beſtätigung der Bürgermeiſter 


war bisher nich das Miniſterium als Ganzes vertreten, ſondern nur der 
Miniſter des Innern. Wenn die Perſon des Königs in dieſe Froge hinein⸗ 
gezogen wird, ſo wird die Remonſtration gegen eine Nichtbeſtätigung und 
deren Erfolg äußerſt erſchwert, weil nicht beliebig jeden Augenblick eine 
Cabinetsordre erlaſſen werden kann, welche eine frühere aufhebt. Wir wollen 
durchaus nicht die Prärogative der Krone beſchränken, ſondern nur die Mög⸗ 
lichkeit einer nochmaligen Prüfung erleichtern. Man hat ja die mannig⸗ 
fachſten Beiſpiele gehabt, daß Männer wegen ihrer politiſchen Geſinnung 
nicht für befähigt zum Bürgermeiſteramt befunden wurden, während ſie ſpäter 
in hohe er berufen worden find. Wir haben unferen Antrag auf 
das Mildeſte befchränk‘, und ich glaube deshalb wohl die Hoffnung hegen zu 
dürfen, daß dieſe Reſignation, die in unſerm Antrag liegt, anerkannt wird 
und daß Sie denſelben annehmen. 
Abg. Windtborſt (Meppen): Ich glaube, daß wir bei einem Cardinal⸗ 
unkt der Städteordnung ftehen, von dem ich allerdings der Anſicht bin, daß 
ei demſelben nicht die Frage über Republik oder Monarchie erörtert werden 
dürfte. Ich bin im Gegentheil der Ueberzeugung, daß alle Deutſchen gute 
Monarchiſten find und feſt an Thron und Vaterland balten. Aber auch ich 
muß es entſchieden mißbilligen, daß man einen Abweſenden fo, wie es bier 
Flair angreift. Ich bin überhaupt der Anſicht, daß man verſchiedene 

tadien der Entwickelung in feinen Anſchauungen durchmachen kann, und 
wenn ein Demokrat Monarchiſt wird, er ſich deſſen gar nicht zu ſchämen 
braucht, nur iſt es mir freilich lieb, wenn ich im Stande bin, den Zuſammen⸗ 
bang dieſer inneren Entwickelung mit den Verhältniſſen, die auf dieſelbe be⸗ 
ſtimmend eingewirkt haben, zu überſehen. Die Sprünge liebe ich nicht, die 
bei dem Mangel an Einſicht in die inneren Gründe oft genug geradezu 
Purzelbäumen gleichen (Heiterkeit). Was die Sache ſelbſt betrifft, fo iſt die 
Frage, ob die Regierung das Recht der Beſtätigung haben ſolle oder nicht, 
ſchon ſehr oft debattirt worden. Ich habe meinerſeits die Ueberzeugung, 
daß die Regierung durch ein derartiges Recht mehr an Autorität verliert, 
als gewinnt. Wenn eine Stadt ein erſtes Magiſtrats⸗Mitglied wählt, fo 
ſind nur zwei Dinge möglich: entweder iſt die Stadt nicht fäbig zu wäblen, 
und dann ſollte man ihr nicht das Wahlrecht überlaſſen, ſondern die Er⸗ 
nennung einführen, oder der Stadt wird die Fähigkeit zuerkannt, jo iſt es 
ein ſchreiender Eingriff in feine Freiheit und ein Hohn auf die Selbſtver⸗ 
waltung, wenn die Regierung einer Perſon, der die Stadt das volle Ver⸗ 
trauen geſchenkt hat, ihre Beſtätigung verſagt. Wenn der Regierungs⸗ 
commiſſar erklärt, daß das Geſetz mit dem Antrag Virchow für die Regie⸗ 
rung unannebmbar ſei, jo ſollte man ſich doch hüten, ſchon bei der zweiten 
Leſung dergleichen kategoriſche Erklärungen abzugeben. Man hat Beiſpiele, 
daß ſelbſt ein Rohr, das auf's Aeußerſte gebeugt worden, ſich doch einmal 
wieder aufrichtet. (Heiterkeit) 

Die beiden vorliegenden Anträge wollen das Beſtätigungsrecht in zwei 
Punkten beſchränken: einmal wollen ſie die Beſtätigung vom König auf den 
verantwortlichen Miniſter legen, eine Forderung, die doch nur dem conſtitu⸗ 
tionellen Staate entſpricht. Wenn wir echte Monarchiſten ſind, ſo dürfen 
wir nicht den König in den Kampf der Parteien mit hineinziehen. Eine 
zweite Beſchränkung liegt in der Nothwendigkeit der Begründung der Nicht⸗ 
beſtätigung, und wenn der Abgeordnete Kieſchke die Begründung der techni⸗ 
ſchen und ſitilichen Eigenſchaften nicht für möglich hält, fo weiß ich nicht, 
weshalb dieſe Beſtimmung in die Maigeſetze aufgenommen worden iſt. Der⸗ 
jenige, welcher nach meiner Meinung die ee am gründlichſten 
kannte, der frühere Bürgermeiſter Stüve, nahm jene Beſtimmung in die 
hannoverſche Städteordnung von 1851 auf, und als fie ſpäter unter dem 
Reactions miniſterium Borries fiel, ſtellte unſer verehrter Präſident v. Ben⸗ 
busen unter tiefer Begründung den Antrag, ſie wieder aufzunehmen. Ich 
hoffe, daß ſich viele, beſonders meine hannoverſchen Collegen, durch die 
ee) dieſes Mannes veranlaßt ſehen werden, für die Anträge zu ſtimmen. 

eifall. 

Abg. Jung wünſcht die Worte „der Oberpräſident kann die Beſtätigung 
nur mit Juſtimmung des Provinzialraths verſagen“ zu ſtreichen. 

iermit wird die Discuſſion geſchloſſen. i 

log. Jung bemerkt dem Abg. Röckerath perſönlich, daß ein Menſch, 
der 50 Jahre lang im politiſchen Leben in feiner ganzen Entwicklung bei 
feinen Anſchauungen derſelbe bleibe, entweder ein Gott ſei oder als Original 
in einen Petrefaktenſchrank hineingehöre. (Heiterkeit. ) 

Abg. Röckerath zieht bierauf ſeinen Antrag zu Gunſten des Antrages 
Uhlendorf zurück. 

Nach kurzer Befürwortung der Commiſſionsvorſchläge durch den Referenten 
Abg. Haken wird zunächſt in namentlicher Abſtimmung der Antrag Uhlen⸗ 
dorf mit 155 gegen 142 Stimmen angenommen, und der demgemäß 
modifizirte § 49 der Commiſſionsfaſſung genehmigt. 

$ 50 beſtimmt: Der zweite Beigeordnete ſowie die Stadträthe bedürfen 


9 
Auf den Antrag des Abg. Bergenrotb ändert das Haus dieſe Faſſung 
dahin: „der zweite und fernere Beigeordnete“ u. ſ. w. 
„Die weitere Berathung des Geſetzes wird hierauf vertagt. Es erhebt ſich 
eine längere Geſchäftsordnungsdebatte über die Frage, ob überhaupt vor 
fingſten das Städteordnungsgeſetz noch weiter berathen und demgemäß eine 
bendſitzung anberaumt werden ſoll. 
Nachdem die Abgeordneten Stengel und Rickert in Rückſicht auf die 
Unmöglichkeit der Durchberathung des Geſetzes in allen Leſungen vor Pfingſten 


keiner Beſtätigung. 


ſich für den Abbruch der Berathungen ausgeſprochen, die Abgeordneten 


Schröder (Lippſtadt) und Virchow dagegen es als eine l des 
Hauſes erklärt, zur Durchführung der Berathung die ſes Geſetzes alle Kräfte 
licht das Haus die Fortſetzung der zweiten Berathung der 


anzuſpannen, be 
Schluß 4% Uhr. 


Städteordnung Abends 7 Uhr. 


l(Abendſitzung.] Das Abgeordnetenhaus nahm in der Abendſitzung 
die $$ 51 bis 107 der Städteordnung nach den Commiſſionsanträgen an. 
Eine längere Debatte rief § 108 (Ausübung der Polizeigewalt durch den 
Magiſtrat) hervor. Der Minifter des Innern ſpricht gegen die Commiſſion 
und für die ausſchließliche Handhabung der Polizei durch den Staat. Das 
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Haus nimmt ſchließlich die Magiftrafspoligei an. Der Reit bes Sefebes wid 


nr 


EN 


nach den Commiſſionsbeſchlüſſen mit geringen Aenderungen erledigt. 
14. Sitzung des Herrenhauſes (vom 29. Mai). 

11 Ubr. Am Miniſtertiſche Friedenthal, Geh. Räthe Beinert, Herrfurth, 
Mac Lean, Rotde u. A. f 5 

An Stelle des ausgeſchiedenen Freiherrn von Mirbach wird zunächſt der 
3 von Gordon per Acclamation zum Schriftführer des Hauſes 

ewählt. 

Es folgt die Beratbung des Geſetzentwurfs, betreffend die Veränderung 
der Grenzen einiger Kreiſe in den Provinzen Preußen, Pommern, Schleſien 
und Sa chſen. Die Commiſſion beantragt, das Herrenhaus wolle beſchlie ßen: 
1) dem vorangeführten Geſetzentwurf in der vom Haufe der Abgeordneten 
beſchloſſenen Faſſung die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen, 2) die 
königliche Staatsregierung aufzufordern, Geſetze, welche die Veränderung bon 
Kreisgrenzen betreffen, wenn in wichtigen Fallen eine Einigung der Inter⸗ 
eſſenten nicht erzielt iſt, den bezüglichen Wropfmniallandtagen zur Begutachtung 


vorzulegen. . 
Nach kurzer Befürwortung des Antrages durch den Berichterſtatter Graf 


Udo zu Stolberg⸗Wernigerode ftellt Graf zur Lippe nach $ 33 der 
Geſchäftsordnung zur Conſtatirung der Beſchlußfähigkeit den Antrag auf 
Auszählung des Hauſes. Dieſelbe ergiebt die Anweſenheit von nur 35 Mit: 
gliedern und iſt ſomit, da die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Zahl 60 be⸗ 
trägt, das Haus beſchlußunfähig. Dem Vice⸗Präſidenten von Bernuth 
bleibt daher nur übrig, die Sitzung zu ſchließen und beraumt derſelbe die 
nächſte Sieung mit derſelben Tagesordnung auf beute Mittag 1 Uhr an. 


Schluß 11% Uhr. 

15. Sitzung vom 29. Mai. 5 
I uhr. Am Miniſtertiſche Camphauſen, Friedenthal und mehrere Re: 
gierungscommiſſare. i ; 

Nach Eroffnung der Sitzung beantragt Graf zur Lippe, unterftügt 
von 12 Mitgliedern, von Neuem die Auszählung des Hauſes. Das Re⸗ 
ſultat derſelben iſt die Conſtatirung der Anweſenbeit von 43 Mitgliedern. 
Das Haus iſt ſomit wiederum nicht beſchlußfähig. Der Vicepräſident ſchließt 
daher die Sitzung und wird von dem Termin und der Tagesordnung der 
nächſten Sitzung nach Pfingſten den Mitgliedern Kenntniß gegeben werden. 
Schluß 1% Uhr. 


Berlin, 29. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Kammergerichtsrath Vogel bei ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand den 
Charakter als Geheimer Juſtizrath, dem Kreisphyſikus Sanitätsrath Dr. 
Hartmann in Naumburg a. S. den Charakter als Geheimer Sanitätsrath 
und dem Kaufmann Johann Heinrich Albert Phaland in Berlin den Cha- 
rakter als Commercienrath verliehen. 

Der praktiſche Arzt Dr. Kohlmann zu Remagen iſt zum Kreisphyſikus 
des Kreiſes Abrweiler und der Arzt ꝛc. Dr. Neuhauſen, mit Belaſſung 
en Wohnſitzes in Kamp, zum Kreis⸗Wundarzt des Kreiſes Mörs ernannt 
worden. 

Dem bisherigen Bau⸗Acceſſiſten, Königlichen Bau Inſpector Auguſt 
Moritz zu Wiesbaden iſt die Localbaubeamtenſtelle für den dortigen Land⸗ 
kreis vom 1. Juli d. J. ab übertragen worden. — Der Advocat Dor⸗ 
mann in Duüſſeldorf iſt zum Anwalt bei dem Landgericht in Düſſeldorf und 
der Advocat Voſſen in Barmen zum Anwalt bei dem Landgericht in Elber⸗ 
feld ernannt worden. 

Berlin, 29. Mai. [Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗ Königin] 
empfing in Baden den Beſuch Sr. Hoheit des Prinzen Hermann zu 
Sachſen⸗Weimar und erthellte am Freitag dem bisherigen Botſchafter 
der Hohen Pforte, Ariſtarchi Bey, die nachgeſuchte Abſchiedsaudienz vor 
ſeiner Rückkehr nach Konſtantinopel. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
begab ih am Sonnabend früh 8 Uhr vom Neuen Palais nach Berlin, 
wohnte der Beſichtigung der combinirten Garde⸗Infanterie⸗Brigade auf 
dem Tempelhofer Felde bei und kehrte mit dem 12 Uhr⸗Zuge wieder 
nach dem Neuen Palais zurück. (Reichsanz.) 

Berlin, 29. Mai. [Ruſſiſche Orientpolitik und die 
Vermittelung Deutſchlands. — Die Strafproceßordnung 
in der Reichsjuſtizcommiſſion. — Strike des Herrenhau⸗ 
ſes. — Die Regierung zur Städteordnung. — Neuer 
Beſchluß der Budget⸗Commiſſion. — Waͤhlangelegenheiten 
der Nationalliberalen.] Von vertrauenswerther diplomatiſcher 
Seite wird uns mitgetheilt, daß die guten Abſichten Rußlands hier 
durchaus nicht verkannt werden, und daß man überzeugt ſei, daß der 
Czar Alexander eine friedliche Ausgleichung mit der Türkei beabſichtige. 
Auch ſei das Vertrauen in ſeine Aufrichtigkeit unerſchüttert. Dagegen 
wäre es nicht ganz unrichtig, daß in den ruſſiſchen politiſchen Kreiſen 
namentlich eine von dem General Ignatieff geleitete Strömung ſich 
gelegentlich geltend mache, welche nicht blos über die Abſichten der eng⸗ 
liſchen, ſondern auch der meiſten continentalen Staatsmänner hinaus⸗ 
gehe. Jedenfalls habe die Berliner Conferenz den Beweis geliefert, 
daß nicht die Politik Ignatieff's, ſondern der Wille des Kaiſers 
Alexander für die ſchließlichen politiſchen Entſcheidungen Rußlands map: 
gebend ſei. Der Kaiſer Alexander habe auch die Stellung Rußlands 
zu Deutſchland vollſtändig gewürdigt, indem er die vermittelnde Hal⸗ 
tung Deutſchlands zu den ſich gegenüberſtehenden Intereſſen Rußlands 
und Oeſterreichs thatſächlich anerkannt habe. Deshalb dürfe auch an⸗ 
genommen werden, daß der Czar nicht allen jenen Wünſchen dieſes 
oder jenes ſeiner Staatsmänner entſpreche, welche Deutſchland unbe⸗ 
dingt in das ruſſiſche Fahrwaſſer lenken ſollen. Deshalb wird 
es auch nicht zutreffend ſein, wenn davon geſprochen würde, 
daß Fürſt Bismarck den Kaiſer auf ſeiner Reiſe nach Ems 
zu begleiten wünſche. Bisher hat ſich nichts ereignet, was 
die Medlation des Deutſchen Cabinets irgend wie behindert hätte, 
ſeinen ganzen Einfluß auszuüben. Dieſe Vermittelung Deutſch⸗ 
lands, ſagt man uns, laſſe) die hieſige Regierung auch vor⸗ 
zugsweiſe zur Führung der Verhandlung mit England geeignet er⸗ 
ſcheinen, eine Verſtändigung über die wichtigſten Punkte der Türken⸗ 
frage herbeizuführen. In den hieſigen leitenden Kreiſen begegnet man 
daher einer entſchieden vertrauungsvollen Stimmung. Man hofft, daß 
es gelingen werde, eine Einigung herbeizuführen, trotzdem Peſter 
Alarm⸗Depeſchen melden, daß die dortigen Botſchafter⸗Conferenzen 
die Unbeſiegbarkeit der engliſchen Bedenken ergeben haben ſollen. Da⸗ 
von iſt an hieſigen verſirten Stellen auch nichts bekannt. Es heißt 
im Gegentheil, daß in keinem Staate mehr, als im handeltrelben⸗ 
den England ſich das Bedürfniß geltend macht, einen Seekrieg 
zu vermeiden, um in der Drientfrage eine Einigung zwiſchen 
den Garantie⸗Mächten und der Türkei herbeizuführen. 
Geſtern begann die Reichs⸗Juſtiz⸗Commiſſion die zweite Leſung der 
Strafprozeßordnung. Nach längerer Discuſſion wurde in § 1 die in 
erſter Leſung geſtrichene Beſtimmung wieder hergeſtellt, zufolge welcher 
nach Wahl des Staatsanwalts ein Gerichtsſtand nicht nur am Orte 
des begangenen Vergehens, ſondern auch am Wohnorte des Ver⸗ 
brechers begründet ſel. Dagegen wurde trotz des Widerſpruchs der 
Regierung die in erſter Leſung im Abſatz 2 des § 1 aufgenommene 
Beſtimmung aufrecht erhalten, welche für den ſtrafbaren Inhalt eines 
Preßerzeugniſſes den Ort des Erſcheinens als den Ort des Began⸗ 
genen feſtſtellt. Dem § 3 wurde die Beſtimmung hinzugefügt, daß 
für ein auf einem deutſchen Schiffe, welches ſich im Auslande befindet, 
begangenes Vergehen ſowohl das Gericht des Heimathshafens, als auch 
das des Einlaufhafens zuſtändig iſt. Auf Beſchluß der Commiſſton in 
erſter Leſung iſt von der Redactions⸗Commiſſton ein neuer Paragraph 
eingefügt worden, in welchem die Begriffe „Beſchuldigter“, „Ange⸗ 
ſchuldigter“. „Angeklagter“ definirt, namentlich der Zeitpunkt normirt 
worden iſt, von welchem ab der Verdächtige „Beſchuldigter“ wird. 
Dieſe, ſowie die in erſter Leſung angenommene Beſtimmung, nach welcher 
die Richter, die der Entſcheidung über Eröffnung des Hauptverfahrens 
beigewohnt haben, von der Theilnahme bei ſpäteren Entſcheidungen in 
derſelben Unterſuchungsſache ausgeſchloſſen find, wurden von der Regie: 
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aber von der Commiſſion angenommen. — 
Das Herrenhaus hat heute unter der Führung des Grafen zur Lippe 
Strike gemacht. Präſident v. Bernuth mußte auf Antrag des edler 
Grafen das Haus wegen Beſchlußunfahigkeit vertagen, nachdem nut 
35 Herrenhausmitglieder als anweſend conſtatirt wurden. Während 
einer einſtündigen Pauſe wurden Boten nach allen Windrichtungen 
der Stadt ausgeſandt, kehrten aber nur mit acht Mitgliedern zurück. 
Das Haus zählte bei ſeiner zweiten Eröffnung nur 43 Pairs und der 
Präſident ſah ſich genöthigt, die Vertagung bis nach Pfingſten zu 
proclamiren. Damit iſt der kleinen, aber mächtigen Fraction wohl 
ein Handſtreich gelungen, der nicht ohne Vorbedeutung für das Schick⸗ 
ſal der Reformgefege im Herrenhauſe if. Wie viele von den 25 
Schüblingen ſich heute am obern Ende der Leipziger Straße einfan⸗ 
den, haben wir nicht ermittelt, aber im Abgeordnetenbauſe glauht 
man, die Regierung für die Läſſigkelt der ihr ergebenen Lords verant⸗ 
wortlich machen zu müſſen. Heute haben ſich bei der Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfes über die Städteordnung mannigfache Zweifel unter den Abgeord⸗ 
neten kund gegeben, ob die 3. Leſung deſſelben bis Mittwoch zu Ende ge⸗ 
führt werden kann. Die Regierung legt indeſſen Gewicht auf das Zu⸗ 
ſtandekommen der Vorlage und der Reg. Commiſſar Geh. Rath Wohlers gab, 
im Privatgeſpräch mit Abgeordneten dieſem Wunſche lebhaften Ausdruck. 
Bei zwei verſchledenen Gelegenheiten erklärte jedoch derſelbe Com⸗ 
miſſarius, daß die Regierung das Geſetz nicht annehmen könne, wenn 
gewiſſe Amendements die Mehrbeit des Hauſes erhielten. — Das 
Schickſal der Vorlage über die Ruhmeshalle hat in militäriſchen und 
höheren Regionen viel Staub aufgewirbelt. Der Druck, welcher auf 
die Budgetcommiſſion geübt werden ſollte, if indeſſen ohne thatſäch⸗ 
lichen Erfolg geblieben. Die Commiſſion hatte in ihrer geſtrigen 
Sitzung beſchloſſen, es liege keine Veranlaſſung vor, auf eine Prüfung 
des materiellen Inhalts einzugehen, ſomit den früheren Beſchluß auf⸗ 
zuheben, ſo lange nicht die Staatsregierung die gewünſchte Erklärung 
abgiebt. — Die nationalliberale Fraction befaßte ih in ihrer geſtrigen 
Sitzung mit Wahlangelegenheiten. Die Ernennung eines Central⸗ 
Comite s mit dem Sitze in Berlin und unter Zuziehung von Mit⸗ 
gliedern aus den übrigen Theilen des Reiches wurde beſchloſſen. Es 
erfolgte die Wiederwahl des früheren Central⸗Comite's, und zum Leiter 
des Wahlbureaus wurde an Stelle des Aſſeſſors Lasker (Neffe des Ab⸗ 
geordneten) der Abg. Dr. Techow ernannt. 

[Der General der Infanterie von Kirchbach, ] komman⸗ 
dirender General des V. Armee⸗Corps, iſt von Poſen hier eingetroffen 
und im Thiergarten⸗Hotel abgeſtiegen. 

Die Einnahmen des Deutſchen Reichs an Zöllen und ges 
meinſchaftlichen Verbrauchsſteuern, ſowie anderen Einnahmen baben 
für die Zeit vom 1. Januar bis zum Schluſſe des Monats April 1876 (ver⸗ 

lichen mit demſelben Zeitraum des Vorfahrs) betragen: 20 und gemein⸗ 
ſchaftliche Verbrauchsſteuern 94,239,754 M. (+ 9,845,483 M), Wechſel⸗ 
ſtempelſteuer 2,251,600 M. (— 174,316 M.), Poſt⸗ und Telegrapbenverwal⸗ 
tung 37,219,500 M. (＋ 712,277 M.), Reichs⸗Eiſenbahnverwaltung 9,373,291 M. 


(+ 121,289 M). 

(Münz:Brägungen] In den deutſchen Münzſtätten find bis 
zum 20. Mai 1876 geprägt: an Goldmünzen: 1,081,574,560 Mk. Doppelkronen, 
321,511,680 Mk. Kronen; hiervon auf Privatrechnung: 170,602,400 M.; an 
Silbermünzen: 44,209,685 Mark 5⸗Markſtücke, 133,867,439 Mark 1⸗Markſtücke, 
24,875,005 M. — Pf. 50⸗Pfennigſtücke, 24,623,253 M. 20 Pf. 20⸗Pfennigſtücke, 
an Nickelmünzen: 16,328,440 Mark 40 Pf. 10⸗Pfennigſtücke, 9,526,576 Mart 
75 Pf. 5: Bfennigftüde; an Kupfermünzen: 5,470,389 Mark 8 Pf. 2⸗Pfen⸗ 
nigſtücke, 3,016,994, Mark 77 Pf. 1⸗Pfennigſtücke. Geſammt⸗Aus 2 ni 
an Goldmünzen: 1,403,086,240 Mark; an Silbermünzen: 227,575,382 Mark 
20 Pf.; an Nickelmünzen: 25,855 017 Mark 15 Pf.; an Kupfermünzen: 
8,487,383 Mark 85 Pf. 

Frankreich. 

O Paris, 28. Mal. l[Parlamentariſches. — Zum Unter⸗ 
richtsgeſetz. — Ein Brief des Erzbiſchofs von Toulouſe. 
— Die Bonapartiſten gegen die Penſionirung von Ri⸗ 
card's Wittwe. — Zur Begnadigung Deportirter. — 
Zur orientaliſchen Frage. — Perſonalien.] Nach dem gün⸗ 
ſtigen Ausgang der Amneſtiedebatte, nach der totalen Niederlage der 
Reactionären im Senat gelegentlich der Paris'ſchen Interpellation iſt 
es auf dem Gebiete der inneren Politik in Frankreich ſtill geworden, 
und die großen internationalen Fragen, welche heute ganz Europa in 
ängſtlicher Spannung halten, thun dem Intereſſe für das parlamen⸗ 
tariſche Treiben vollends Abbruch. Die franzöſiſchen Landesvertreter 
und das Publikum ſind ſeit Jahren durch ſo manche aufregende poli⸗ 
tiſche Verhandlungen, bei denen die Exiſtenz der Regierung und der 
Staatsform ſelber in Gefahr gerieth, ein wenig blafirt, und die Kam⸗ 
mern zeigen wenig Luſt, mit Fleiß und Regelmäßigkeit an die weniger 
aufregenden, aber nicht weniger wichtigen laufenden Geſchäfte zu gehen. 
Auf eine Sitzung folgt immer eine mehrtägige Unterbrechung; in den 
Ausſchüſſen werden die Vorarbeiten verſchleppt; der Aufenthalt in 
Verſailles ſcheint wenig Reiz mehr für die Deputirten und Senatoren 
zu haben. So ſieht man auch der für dieſe Woche bevorſtehenden 
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Debatte über Waddington's Unterrichtsgeſetz mit Gleichgiltigkeit ent 


gegen, obgleich die Clericalen es dabei an Lärm nicht werden fehlen 
laſſen. Der Clerus hat ſich nie verhehlen können, daß die Kammer 
ihm das Privtlegtum wieder abnehmen werde, das er vor einem 
Jahre der Nationalverfammlung abzuringen wußte, und daß dem 
Staat allein wieder die Befugniß ertheilt werden wird, durch ſeine 
Prüfungscommiſſionen die Univerſitätsgrade zu verleihen. Aber die 
Uitramontanen hofften, die Entſcheidung würde ſich verzögern, bis 
die durch das vorjährige Geſetz autorifirten „gemiſchten Prüfungscom- 
miſſionen“ wirklich ins Leben getreten feien. Vielleicht hätte dann 
der Senat Bedenken getragen, an eine ſchon thatſächlich beſtehende 
Einrichtung zu rühren, und jedenfalls hätten die Clericalen mehr ſchein⸗ 
baren Grund gehabt, über Verfolgung und Vergewaltigung zu jam⸗ 
mern. Dieſen ihren Wunſch durchkreuzte der Unterrichtsminiſter, in 
dem er die Kammer zu ſchleuniger Berathung ermahnen ließ. Die 
gemiſchten Commiſſionen werden abgeſchafft werden, ehe fie noch in 
Function getreten ſind. Auf den Senat können die Anhänger des 
Syllabus auch wenig Vertrauen mehr ſetzen, ſeitdem dort die Intri⸗ 
guen der de Broglie ſchen Partei ſo traurig mißlungen find, und zu 
allem Unglück geht es obendrein mit der Petition für das bisberige 
Unterrichtsgeſetz nicht vorwärts. Dieſe großartige Petition der Fami⸗ 
lienväter, welche ihre Kinder nicht der unerträglichen Willkür des 
Staats opfern wollen, hatte in den letzten Tagen nicht ganz 5000 
Unterſchriften aufzuweiſen. Das iſt denn freilich keine Ziffer, mit der 
ſich Staat machen läßt, und wenn man ſie bis zum nächſten Don⸗ 
nerstag verdoppelt, ſo will das auch noch nicht viel beſagen. Die 
Partei verſteht ſich freilich auf das Aufſchneiden, wie ein eben erſchie⸗ 
nener Brief des Erzbiſchofs von Toulouſe beweiſt. Der Prälat er- 
zählt darin feinen Diöceſanen von den merkwürdigen Dingen, die er 


bei feiner jüngſten Reiſe nach Rom geſehen hat und fagt unter An⸗ 


derem: „Wir haben den erhabenen Greis (den Papſt) großer als 
jemals in ſeinem anſcheinenden Verfall geſehen, wir haben den heroi⸗ 
ſchen Gefangenen, wie Petrus in Jeruſalem, von einer vierfachen 
Reihe von Wachen umringt geſehen.“ Die vierfache Reihe von Wachen 
bedeutet offenbar dle zwei Schildwachen, welche die italieniſche Reg ie⸗ 
rung anſtandehalber vor den Vatican ſtellt. Den Leuten, die mit einer 
ſo kräftigen Phantaſie ausgeſtattet ſind, wird es nicht ſchwer fallen, ein⸗ 
fältige Gemüther daron zu überzeugen, daß neun Zehntel der fran⸗ 


J zzſiſchen Familienväter für die Erhaltung des Unterrichtsgeſetzes 
petitioniren. Wenn das nicht genug iſt, um die Kammern einzu⸗ 
ſchüchtern, ſo iſt es jedenfalls genug, im Lande eine ultramontane 
Agitation zu erhalten. — Die Bonapartiſten wollen, wie es heißt, 
nachträglich dem verſtorbenen Ricard Eins verſetzen. Der Miniſter 
des Innern beantragt, bekanntlich für Ricard's Wittwe ein Jahres⸗ 
gehalt von 6000 Franken, was ſich dadurch begründet, daß die An⸗ 
ſtrengungen ſeines Amtes ohne Zweifel Ricard's ſchleunigen Tod her⸗ 
beigeführt haben. Aus dieſem Geſetzentwurf möchten die Imperialiſten 
den Ausdruck „nationale Belohnung“ ſtreichen. Vielleicht leitet ſie 
dabei die Anſicht, daß die Nation den imperialiſtiſchen „Invaliden“ 
ſchon Gnadengehälter genug zahlt. — Morgen wird Dufaure dem 
Marſchall⸗Präſtdenten die erſte Lifte der zu begnadigenden Deportirten 
vorlegen. Man ſagt nicht, wie viele Namen fie enthält. Für die 
Aufſtellung der ferneren Liſten wird Dufaure eine Commiſſton zu 
Hilfe ziehen, in welcher auch „ehemalige Bürgermeiſter von Parts“ 
fungiren. Man kann nur annehmen, daß dies die Bürgermeiſter ſind, 
welche während der Belagerung ernannt wurden, und welche alſo die 
Entſtehung der Commune aus nächſter Nähe mit angeſehen hatten. 
— Im Minifterconfeil hat geſtern der Due Decazes mitgetheilt, welche 
Antwort er auf Naquet's Anfrage zu geben beabſichtigt. Man ſagt 
(und ziemlich wunderlich klingt dieſe Behauptung), daß Naquet's An⸗ 
frage über die Ernennung eines Commiſſars in Egypten den Miniſter des 
Auswärtigen bewegen könne, im Amte zu bleiben, obgleich er noch vorgeſtern 
habe ausſcheiden wollen. Weniger noch als ein Wechſel der franzoͤſt⸗ 
ſchen Botſchaſter in Berlin und Wien iſt im gegenwärtigen Augenblicke der 
Rücktritt des Duc Decazes wahrſcheinlich. Die orientaliſche Frage 
bildete, wie verſichert wird, geſtern den Hauptgegenſtand der Berathung 
im Gonfeil; aber man erfährt darüber nur ſoviel, daß die franzöſiſche 
Regierung ſich mehr und mehr vor jeder eniſcheidenden Verkindlichkeit 
nach irgend einer Seite zu hüten ſuchen wird. In den politiſchen 
Kreiſen dauert die alte Ungewißheit fort. Die Nachrichten aus London, 
aus der Türkel u. . w. find in der That zu unbeflimmter Art, als 
daß fie ein Urthell erlaubten. Eine Depeſche der „ruſſiſchen Tele⸗ 
graphen⸗Agentur,“ wonach England in Konſtantinopel vom Waffen⸗ 
üllllſtand nicht abrathe und aller Grund vorliege zu glauben, daß die 
Pforte die Vorſchlaͤge der Mächte annehmen werde, findet nur wenig 
Glauben, was den letzten Punkt angeht. Die hieſige Preſſe verhält 
ſich anhaltend vorſichtig und beſpricht z. B. nur mit Zurückhaltung 
den Artikel der „Times“, welcher Frankreich zum gemeinſamen Vor⸗ 
gehen mit England einlädt. — Der Senator Pernette iſt geſtern 
plötzlich geſtorben. Er war vom Saoneset⸗Loire⸗Departement gewählt 
und gehörte der republikaniſchen Partei an. — Die Beſtattung des 
Conſuls Moulin, deſſen Leiche nach Paris gebracht wird, ſoll mit 
großer Feierlichkeit vor ſich gehen. — Geſtern Nachmittag haben der 
Graf und die Gräfin von Flandern, die ſeit einigen Tagen hier ver⸗ 
wellen, dem Marſchall-Präſidenten einen Beſuch gemacht. Auch der 
Prinz von Oranien hat ſich wieder eingefunden, für Dinstag wird 
der Großfürſt Conſtatin erwartet. 


Belgien. i 

Brüſſel, 26. Mai. [Die Abſtimmung der Repräſentan⸗ 
tenkammer über den Vertrag wegen Terneuzen] hat in 
der heutigen Senatsſitzung einen Nachklang gefunden, indem Herr 
Caſier, Senator für Gent, eine Art von Interpellation an das Mini⸗ 
ſterium richtete, worin er die Nachtheile, welche für Gent aus der 
Verwerfung des Vertrages erwüchſen, hervorhob, das Verfahren des 
Miniſteriums belobte und fragte, was daſſelbe nun zu thun gedenke. 
Der Finanz⸗Miniſter antwortete, er bedaure die Abſtimmung der 
Kammer um ſo mehr, als dieſe Niederlage die erſte war, welche das 
Miniſterium in ſeiner bereits fünfjährigen Verwaltungsperiode erlitten 
habe. Er habe das Amendement der Antwerpener Deputirten nicht 
annehmen können, weil daſſelbe einen ſchlimmen Präcedenzfall ge⸗ 
ſchaffen haben würde; indeſſen ſolle Antwerpen alle Gonceffionen er⸗ 
langen, die es wegen der Concurrenz des Hafens von Terneuzen 
wünſchen könne, Gent werde ſeinen Canal erhalten und alle Inter⸗ 
eſſen ſollen befriedigt werden. Er habe der holländiſchen Regierung 
bereits gemeldet, daß er neue Unterhandlungen anzuknüpfen gedenke. 
Der Führer der Rechten im Senate, Herr d'Anethan, hielt dann dem 
Miniſterium fr wie den Antwerpener Deputirten eine glänzende Lob: 
rede, und damit war die Sache erledigt. Der Senat genehmigte dann 
die Kündigung des Handelsvertrages mit Italien und die Verwen⸗ 
dung von 36 Millionen Francs für öffentliche Arbeiten, worauf der 
Miniſter des Innern das königl. Decret verlas, wodurch die legisla⸗ 
tive Seſſion von 1875—1876 geſchloſſen wird. — Inzwiſchen hat 
geftern in Antwerpen eine große Freuden⸗Demonſtration ſtattgefunden; 
es wurde dem Bürgermeiſter de Wael ein feierlicher Fackelzug ge: 
bracht, an welchem ſich alle liberalen Vereine und Geſellſchaften, viele 
Tauſende von Perſonen, betheiligten. — Die clericale Partei läßt in 
Antwerpen mit vollen Händen eine Druckſchrift vertheilen, worin das 
Verhalten der clericalen Deputirten von Antwerpen gerechtfertigt und 
gerühmt wird, indeſſen, ſchreibt man der „K. Z.“, wird dieſes den⸗ 
ſelben ſchwerlich zu ihrer Wiederwahl verhelfen; da die localen 
Intereſſen in dieſem Falle mit dem politiſchen Intereſſe der liberalen 
Partei zuſammentreffen. 


Großbritannien. 

A. A. C. London, 27. Mai. [In der geſtrigen Sitzung des Ober⸗ 
baufes] erſuchte Lord Houghton den Miniſter für auswärtige Angelegen⸗ 
heiten um Vorlegung irgend eines Schriftwechſels, der zwiſchen den Ver⸗ 
tretern ausläandiſcher Mächte über die Frage der Verleihung von Orden an 
Guide 1 im m. en Tone gepflogen et . Sünfe 

ezweifelte, ob irgend eine geſetzliche Beſtimmung exiſtire, welche britiſche 
— erthanen im Pribalſtande an der 4 — der Abi bon ausländischen 
der Detänen verliehenen Orden verhindere, insbeſondere ſolcher Orden, wie 
baber diiedrich dem Großen geſtiftete Orden pour le mérite, deſſen In⸗ 
Preußen u ausgezeichnetſten Gelehrten und Männer der Wiſſenſchaft in 
nu nde je und der Herrn Carlyle, Profeſſor Owen, Lord Lawrence 
ee 9 britiſchen Unterthanen verliehen worden ſei. Lord Derby 
eee "ober 15 kein Schriftwechſel über die allgemeine Frage gepflogen 

abe aug ländiſ 5 el er wiſſe, genehmige und anerkenne die Krone die An⸗ 
d jelben Seitens 95 Orden nur unter gewiſſen Bedingungen. Das Tragen 
550 Craudilt war atperſonen ſei zwar nicht ſtrafbar, aber unſchicklich. 
zord mung mit ven derſelben Meinung und fügte binzu, er habe in Ueber⸗ 
einftim 8geſchlagen Lender beſtehenden Beſtimmungen mehrere europäiſche 
Orden aufinlerhanen die l ran more d. Lorowan war der Anſicht, daß 
britiſchen lie. Damit wurbenabme ausländiſcher Titel und Orden unterſagt 
in Yolge der Pfngffeieiage don dea aun fa Hen Das Hans mio fi 
ö } . 3. Juni ve . 

In der geſtrigen Sigung des Unter auſes!] eröffneten die Ver⸗ 
bandlungen mit eiue Anlündigung des Deputisien Bruce (Ponent, 
- are x Julie 85 Aufkandeg des Hauſes auf die diplomatiſche 
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5 1 5 Reſolution beantragen. n aa Ju. 
terpellationen, die diesmal aber ohne jedes politiſche Intereſſe waren, brachte 
a die mit der st W 8 u Perak und der Einmiſchung 

le i in 
iben Halbinfel verknüpften Umitände zur Sprache > Cr hielt es für nmeie 
daß ein britiſcher Beamter, der dazu da ſei, Hath zu ertbeilen, und der in 
Colliſion mit den Eingeborenen⸗Häuptlingen kommen dürfte auf einen ſo 
gefährlichen Poſten ohne militäriſche Unterſtützung geſandt würde. Er em⸗ 
pfahl die Annexion der malayiihen Halbinſel. Sir Charles Dilke meinte 
daß dem Lande nur zwei Wege offen ſtänden, entweder die Annexion der 
Halbinſel oder deren Zurüdübertragung an Indien, und von dieſen Alter: 
natiden räume er der letzteren den Vorzug ein. Sir G. Campbell be 


merkte, daß die Koſtenfrage reifliche Erwägung erheiſche. Laing ſtimmte mit] in der Nacht zum Sonntage auf der Chauſſee zwiſchen hier und Löwen ein 


Sir Charles Dilke überein, daß es am beſten wäre, wenn die 


Birch ausgeführte Politik von dem früheren status quo abweiche. 
nicht in der Lage, Erklärungen über die künftige Geſtaltung der Politik auf 


der malaviſchen Halbinſel abzugeben, aber der Gegenſtand werde in dem 
Miniſterium für die Colonien in reifliche Erwägung gezogen, und deſſen Ent⸗ 


— 


chließungen würden dem Haufe, ſobald fie erfolgt ſeien, ohne Verzug mit: 
getheilt werden. Sir Charles Adderley beantragte ſodann die dritte Leſung 
des Handelsſchifffahrtsgeſetzes. Nach einiger Discuſſion, im Verlaufe welcher 
E. Smith, Sbaw⸗Lefévre und andere Deputirte den Handesamtspräſi⸗ 
denten zu der Fähigkeit, mit welcher die Vorlage durch alle Stadien der 
Geſetzgebung geleitet, beglückwünſchten und die Ueberzeugung ausdrückten, 
daß ſich das Geſetz für alle Klaſſen des Schifffahrts⸗Intereſſes von großem 
Werth erweiſen würde, wurde dem Antrage unter großem und anhaltenden 
Jubel ſtattgegeben. ; : 
[Zur Schulfrage.] Ein Ausſchuß bon Nonconformiften Hat geſtern 
eine Beſchwerdeſchrift gegen die Sandon'ſche Unterrichtsvorlage aufgeſetzt; 
es wird darin die allerortige Einſetzung von Schulämtern, die Einrichtung 
confeſſtonsloſer Schulamtsſchulen und der Schulzwang verlangt. 
Das Panzerſchiff Sultan,] deſſen Capitän der Herzog von Edin⸗ 
burg, iſt beute nach dem Mittelmeer abgeſegelt. Dieſe Abreiſe des Prinzen 
fällt zuſammen mit der öffentlichen Feier des Geburtstags der Königin, 
weite durch Glockenklang und Victoriaſchießen heute Morgen angekündigt 
wurde. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 30. Mai. Angekommen: Se. Durchlaucht Herzog von Ra» 
tibor, Prinz zu Hohenlohe⸗Waldenburg⸗Schillingsfürſt, Fürſt von Corvay, 
General der Cavallerie a la suite der Armee, aus Schloß Rauden. Se. 
Durchlaucht Herzog v. Ujeſt, Fürſt zu Hohenlohe⸗Oehringen, aus Schloß 
Slawentzütz. 0 1 5 (Fremdenbl.) 

* [Perſ ale Der Königiche Förſter Kingyera * Forſthaus 
Oderwald, Oberförſterei Tſchiefer iſt nach Hoyerswerda (Zollhaus) verſetzt und 
demſelben die Verwaltung des Schutzbezirks Faſanengarten übertragen wor⸗ 
den. In Stelle des p. Kingyera tritt der Königl. Förſter Hoffmann, bisher 
u Hoyerswerda. — Die bisherigen prodiſoriſchen Seminarlehrer Weitz in 
Bunzlau und Lepke in Liebenthal ſind als ſolche definitiv 1 worden. 
— Beſtätigt die Vocation für den bisherigen Hilfslehrer Morgenbeſſer in 
Harpers dorf zum 2. Lehrer an der evangeliſchen Elementarſchule zu Rothen⸗ 
burg a. O., für den bisherigen Hilfslehrer Neumann in Hertwigswaldau zum 
Lehrer an der evangeliſchen Schule zu Roſenthal, für den Lehrer Williger, 
bisher in Bergisdorf, zum Lehrer an der evangeliſchen Schule zu Schönthal, 
für den bisherigen Schulamts⸗Candidaten Speer zum Lehrer an der evan⸗ 
geliſchen Schule zu Jannowitz, Kreis Hoyerswerda, für den bisherigen Lehrer 
und Organiſten Wilezek in Peterwitz bei Trebnitz zum Lebrer an der evan⸗ 

eliſchen Schule zu Rietſchütz, für die Lehrerin Rothe in Sonnenberg als erſte 
Lehterin an der evangeliſchen Stadtſchule zu Neuſalz a. d. O., die Wahl 
des Beigeordneten Strecke in Liebau zum Bürgermeiſter dortiger Stadt, die 
Vocation für den bisherigen Lehrer Römer in Dober zum Cantor, Küſter 
und Lehrer an der evangeliſchen Kirche und Schule zu Mallmitz, für den 
bisherigen Lehrer Scholz in Krauſcha zum Cantor und Lehrer an der evang. 
Kirche uno Schule zu Sanitz, für den bisherigen Lehrer Enders zu Nieder⸗ 
Langenöls zum Cantor, Küſter und Lehrer an der evangel. Kirche und 
Schule zu Tſchirna. 


$ Striegau, 28. Mai. [Sonntagsſchule.] Die traurigen Zuſtände 
der hieſigen Sonntagsſchule ſind im Verlaufe eines Jahres zu verſchiedenen 
Malen Gegenſtand eingehender Berathungen der ſtädtiſchen Körperſchaften ges 
weſen. Man hatte ſich überzeugt, daß Etwas zum Beſſeren geſchehen müſſe, 
wenn die aus ſtädtiſchen Mitteln bewilligten finanziellen Opfer nicht umſonſt 
gebracht und wa Erfolge der Unterrichisthätigkeit erzielt werden follen. 
Der von Seiten des Magiſtrats geſtellte Antrag auf Auflöfung dieſes In⸗ 
ſtituts hatte bei dem Stavtverorbnetencollegium Widerspruch gefunden, zumal 
in demſelben eine Anzahl Handwerksmeiſter ſich befinden, die für die geiſtige 
Weiterbildung der Lehrlinge ein lebhaftes Intereſſe bethätigen. Nunmehr 
wurde vom Magiſtrat ein Ortsſtatut, durch welches den bisher nur vereinzelten 
und böchſt unregelmäßigen Schulbeſuch ein Ende bereitet werden follte, der 
Königlichen Regierung zur Beſtätigung eingereicht. Die nachgeſuchte Ge⸗ 
nehmigung wurde jedoch verſagt, weil bei Abfaſſung des Statuts die Hand⸗ 
werksmeiſter nicht befragt reſp. nicht zugezogen worden ſeien. Eine nachträg⸗ 
liche Anfrage bei den betreffenden Innungsmeiſtern hat aber ergeben, daß 
ſeitens der Mehrheit derſelben weder das Bedürfniß einer eigentlichen Fort⸗ 
bildungsſchule anerkannt noch auch ein zwangsweiſer Beſuch der Sonntags⸗ 
ſchule gewünſcht wird. Demgemäß haben nunmehr die ſtadtiſchen Behörden 
den Beſchluß gefaßt, es bei der bisherigen Einrichtung bewenden 
zu laſſen. Nun iſt aber ſeit Monaten die Schule von keinem Schüler 
weiter beſucht worden und der eigenthümliche Fall eingetreten, daß die zur 
Ertbeilung des Unterrichts vocationsmäßig — wenn auch gegen Entſchaͤdi⸗ 
gung — verpflichteten Lehrer ſich ſonntäglich zur beſtimmten Zeit im Unter⸗ 
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richtslocal Aue ee Sache aber wieder abgehen mußten, weil der V 


denkbar geringſten Frequenz wegen eine Unterrichtsſtunde nicht ertheilt werden 


konnte. 


tz. Brieg, 27. Mai. (Tagesbericht.] Es waren wenig Vorlagen 
von allgemeinerem Intereſſe, welche die letzte Stadtverordneten ⸗Verſammlung 
beſchäftigten. Trotz deſſen war die Debatte mehrfach eine ſehr lebhafte. 
Der Antrag auf Bewilligung von 6150 Mark zur Errichtung eines Glas: 
hauſes und Gärtnerwohnung für den Promenaden ⸗Gärtmer wurde ab⸗ 
gelehnt. Die Verſammlung will nur dem Bau eines Glasbauſes zu: 
ſtimmen und als Wohnung einige der disponiblen Zimmer auf dem Grund⸗ 
flück Nr. 14 Rathau verwendet wiſſen. — In gleicher Weiſe wurden 
7264 Mark zum Bau des evangeliſchen Pfarrhauſes zu Groß⸗Leubuſch nicht 
bewilligt. taßgebend war dabei beſonders die Rückſicht auf den 
derzeitigen Bewohner, welcher ſelbſt den Neubau nicht wünſcht. Es 
wurde beſchloſſen, nochmals das alte Wohnhaus durch Sachverſtändige 
unterſuchen zu laſſen, um feſtſtellen zu können, ob der Neubau un⸗ 
bedingt nothwendig ſei. — Zum Vortrage gelangte der Bericht des 
Polizei⸗Arztes Dr. Baſſet über feine Thätigkeit bei der Sanitäts⸗ 
Polizei und wurde aus Anlaß deſſelben der von 09 Schneider 
geſtellte Antrag auf Erhöhung des Gehalts von 150 auf 300 M. angenom⸗ 
men. Der Magiſtratsantrag, bei Gelegenheit der Canaliſirung der Garten⸗ 
ſtraße dieſe reguliren und pflaſtern zu laſſen, ward auf den Vorſchlag des 
Stadtverordneten Dr. Baſſet der Canaliſations⸗Commiſſion zur weiteren 
Erwägung und Unterbreitung beſtimmter Vorſchläge überwieſen. An das 
der Verſammlung mitgetheilte Reſeript des Oberpräſidenten der Provinz 
Schleſten, enthaltend die Genehmigung der Verwendung von 6800 M. aus 
dem Reſervefonds der Sparkaſſe zu den Koſten der Reparatur der Oderbrücke, 
knüpfte die Verſammlung den Wunſch, daß bei dieſer Reparatur die Klappe 
zum Durchſchleuſen der Schiffe mit nicht ungelegten Maſtbäumen endlich 
caſſirt werden möge, weil dieſelbe nicht nur den Verkehr unangenehm ſtört, 
ſondern auch die Feſtigkeit der angrenzenden Brückenpfeiler ſehr gefährdet 
und häufig koſtſpielige Reparaturen nöthig macht. Da gegenwärtig auch die 
fiscaliſche Brücke reparaturbedürftig iſt, jo beabſichtigen die Stadtbehörden 
mit der Strom ⸗ Verwaltung in Verbindung zu treten und vorzu⸗ 
ſchlagen, daß bei beiden Brücken die nachtheiligen Klappen caſſirt 
werden und dafür ober: und unterhalb Krähne zum Umlegen der Maſt⸗ 
bäume errichtet werden, einer vom Fiskus, der andere auf Koſten der Stadt. 
Auf eine Anfrage aus der Verſammlung, betreffend das Gerücht von Ver⸗ 
legung der bieſigen Landwirthſchaftsſchule nach Grottkau, angeblich weil die 
Stadt die Bewilligung der nöthigen Räumlichkeiten verſagt habe, wurde vom 
Magiſtratstiſch die Erklärung abgegeben, daß das Curatorium der Land: 
wirthſchaftsſchule um ſpecielle Formulirung feiner Forderungen erſucht wor⸗ 
den ſei, damit die Stadt in die Lage komme, Beſchlü ſſe zu faſſen, reſp. mit 
dem Curatorium weiter zu unterhandeln. Es ift außer Zweifel, daß die Stadt 
zu moͤglichſtem Entgegenkommen und auch zu Opfern für die Schule bereit iſt, 
die ſie ja mit begründen half und ſich in ihren Mauern aus den erſten 
Anfängen zu friiher Kraft entwickeln ſah. Aber andererſeits darf auch die 
Schule nicht vergeſſen, daß ihr gerade bier ſo viele anregende Elemente 
geboten find, die beſonders dem Lehrer⸗Collegium in Grottkau ſehr fehlen 
dürften, und daß ja die Stadt einen directen Vortheil von der Schule 
nicht hat, in dieſer Beziehung vielmehr der Landkreis zu Opfern ver⸗ 
pflichtet wäre. In jedem Falle aber wird durch vorurtheilsfreies Ent ⸗ 
gegenkommen von beiden Seiten die ſchwebende Angelegenheit gewiß bald 
erledigt ſein, wie wir denn überhaupt die laut gewordenen Gerüchte als die 
Folge von Mißverſtändniſſen anſehen. Dieſe Schulſache fällt übrigens mit 
anderen wichtigen ihrer Löſung barrenden Schulfragen zuſammen, — doch 
darüber im nächſten Bericht. 


* Brieg, 29. Mai. [Mord.] Wie bereits in der Correſpondenz aus 
Löwen (j. die Morgen⸗Nummer 247 der „Bresl. Ztg.“) berichtet worden, ift 


ontrole über 
die Straits Settlements dem Miniſterium für Indien übertragen würde. 
Lowther, der Unterſtaatsſecretär für die Colonien, der ſich zur Erwiderung 
erhob, räumte ein, daß die von Sir W. Jervais eingeleitete und 7 an 

r ſei 


Mord verübt worden. Die Ergreifung des muihmaßlichen, dem Vernebmen 
nach ſogar ſchon geſtändigen Mörders iſt bald erfolgt. Der Gendarm ver⸗ 
folgte raſch die Spur und fand, daß von dem bieſigen Vorſtadt⸗Gaſtbauſe 
„zum Weinberg“ aus ein daſelbſt gekannter Mann mit dem Unglücklichen 
abgefahren war und konnte ſomit die Verhaftung deſſelben, eines 26 Jabre 
alten früheren Babnwärters, gebürtig im Landkreiſe Breslau, zuletzt wohn: 
haft in unſerem Nachbardorfe Paulau, bald bewirken. 


[Notizen aus der Provinz.] * Ratibor. Am Sonntage, jo meldet 
der hieſige „Anzeiger“, früh bei Sonnenaufgang hatten wir bier wiederum 
einen Schneefall. Die Temperatur iſt nach einigen warmen Tagen 
wiederum rauh geworden. Der Mai iſt diesmal alles andere — nur nicht 
wunderſchön! 

+ Katſcher. Von hier wird dem „Oberſchl. Anzeiger“ geſchrieben: Wir 
baben über einen in unferer Nähe vorgefallenen entſetzlichen Gatten⸗ und 
Vatermord zu berichten. Bekanntlich hieß es vor Kurzem, daß in Bieskau 
ein Mann, der Häusler Füllbier, ſeit einiger Zeit ſpurlos verſchwunden ſei. 
Vermutdungen, daß an demſelben ein Mord verübt und die Leiche bei Seite 
geſchafft worden, veranlaßten die Behörde zu unausgeſetzten Nachforſchungen, 
und es gelang geſtern dem Amtsvorſteber Schneider aus Deutſch⸗Neukirch, 
unter Mitwirkung des Gendarmerie⸗Wachtmeiſters Rotbkögel, ſowie des Ge⸗ 
meindevorſtehers Krömer zu Bieskau die Ehefrau und neunzehnjährige 
Tochter des Füllbier als deſſen Mörder zu eruiren. Der Thatbeſtand iſt fol⸗ 
gender: Beſagte Tochter, eine liederliche Dirne, diente bis zum letzten Winter 
in Ratibor und begab ſich darauf nach Bieskau in das elterliche Haus 
zurück, während ſie mit einer widerlichen anſteckenden Krankheit bebaftet war 
Der Vater, welcher an dem liederlichen Lebenswandel dieſer ſeiner älteſten 
Tochter Anſtoß nahm, duldete deren Aufenthalt daſelbſt nicht und wies der⸗ 
ſelben die Thür, doch wurde das Verbleiben der entrathenen Tochter von der 
Mutter begünſtigt. Letztere beherbergte nämlich die liederliche Perſon auf 
dem Boden, im Stalle ꝛc. Die häuslichen Scenen, welche ſich dieſerhalb 
abſpielten, batten zur Folge, daß Tochter und Mutter die Beſeitigung des 
Vaters beſchloſſen und ihren Vorſatz in wahrhaft teufliſcher Weiſe aus⸗ 
führten. Am 30. März d. J. joät Abends kam Füllbier mit feinem Einge⸗ 
ſpann nach Haufe, ſchaffte das Pferd in den Stall und ging zu Bette. Die 
Mehrzahl der Kinder — es ſind deren außer jener Tochter noch ſieben zu 
Hauſe, während der älteſte Sohn bei der Garde dient, hatten ſich bereits 
ebenfalls zur Ruhe begeben. Die Ehefrau des Füllbier nahm hierauf eine 
bereitſtehende Axt und verſetzte ihrem Manne einen Schlag über den 
Kopf, infolge deſſen ihm ſofort ein Auge heraustrat. Er verſuchte noch 
um Hilfe zu ſchreien; das teufliſche Weib holte indeß ſchnell zu einigen 
weiteren Schlägen aus, worauf die Tochter der Mutter die Axt 
entriß, um das unglückliche Opfer vollends zu tödten. Den darüber 
erwachten Kindern wurde mit gleichem Schickſal gedroht, wenn ſie 
ſich nicht ruhig verhalten würden und hierauf der erſchlagene Vater aus dem 

immer geſchafft. Zunächſt vergruben die Mörderinnen die Leiche in einem 

ebenlocal und verſcharrten ſie acht Tage darauf im Garten. Später aber 
wurde der Ermordete, in einer Fuhre Dünger verſteckt, per Wagen nach dem 
Felde gefahren und dort vergraben. Den Wagen bei letzterem Act mußte 
der etwa ſechszehnjährige Sohn führen. Den Kindern wurde, ſoweit fie 
überhaupt ſchon zurechnungsfähig find, Stiſtſchweigen auferlegt. (Die 
beiden jüngften, Zwillinge, find erſt 14 Jahre alt) Als ſich die oben⸗ 
genannten Beamten am 27ſten früh nach dem Fuüllbier'ſchen Haufe 
begeben und die Mutter durch geſchicktes und reſolutes Vorgehen zum 
Geſtändniß gebracht hatten, ließ dieſelbe ein Kind, welches ſie auf 
dem Arme trug, los, nachdem ſie die vor dem Hauſe harrenden Leute, 
die mit Hacken zum Nachgraben herangezogen waren, geſehen, und erklärte 
ſich bereit, den Ort, wo der getödtete Gatte verſcharrt läge, zu zeigen, worauf 
an der betreffenden Stelle denn auch die Leiche zu Tage gefördert wurde. 
Mutter und Tochter wurden hierauf in Gewahrſam gebracht. Infolge der 
an die königliche Staatsanwaltſchaft abgeſandten telegraphiſchen Meldung 
traf bereits am 27., Abends, die Gerichts⸗Commiſſion aus Bauerwitz in 
Bieskau ein. Das Verbör währte bis nach Mitternacht. Am 28. wurden 
die beiden Mörderinnen, ſowie eine zweite Tochter und zwei Söhne vorläufig 
nach dem Gerichts⸗Gefängniſſe zu Bauerwitz überführt. Gleichzeitig hat 
beute die Section der Leiche durch die Phyſicatsbehörde ſtattgefunden, nach 
deren Befund Füllbier durch vollſtändiges Zertrümmern des Schädels er⸗ 


mordet ift. 
Handel, Induſtrie ze. 


Berlin, 29. Mai. Die Stimmung der heutigen Börſe konnte nicht prä⸗ 
gnant zum Ausdruck gelangen, da die Geſchäftsthätigkeit im Allgemeinen ſehr 
geringfügig blieb und die für einzelne Effecten beſonders wirkenden Motive 
nicht nur nicht anregend, ſondern im Gegentheil eher einen Druck ausübend 
ſich zeigten. So waren die Eiſenbahn⸗Actien ſchwächer in Folge von Reali⸗ 
ſationen und Disconto⸗Commanditantheile erlitten eine Courseinbuße, da die 
heut publicirte Bilanz wenig zu befriedigen ſchien. Die Deportſätze ſtellten 
ſich heute für die internationalen Speculationspapiere ziemlich hoch und ganz 
beſonders war dies für Oeſterr. Creditactien der Fall. Es bedangen: Deport 
Credit 2 —3½ M., Lomb. 1.10 — 1,20 M., Franzosen 2,30—1—1½ M., 
Reichsbank 4, Disconto⸗Commandit 4 —1, Laurahütte ,, Köln⸗Min⸗ 
dener 7, Bergiſche 4 &, Rheiniſche gingen glatt auf. Der ſelbſtſtändige 
erkehr in den internationalen Speculationspapieren war ſehr gering und 
das Coursniveau blieb faſt unverändert gegen Sonnabend. Oeſterr. Neben⸗ 
bahnen ganz unbelebt, Galizier matt. Auch die localen Speculationseffecten 
waren vorzugsweiſe matt. Disconto⸗Commandit 109, Juni 108 bis 
7—7%, Dortmunder Union 6, Laurahütte 57%, Juni 5716. 
Die Notirungen ſtellten ſich für die auswärtigen Staatsanleihen niedriger 
als Sonnabend, doch entbehrte der Verkehr nicht aller Feſtigkeit, die geſchäft⸗ 
lichen Transactionen bezogen ſich zwar zumeiſt auf die Ultimoliquidation, 
nahmen doch aber größere Ausdehnung an als bisher, beſonders war Oeſterr. 
Papierrente belebt. Ruſſ. Werthe ſehr matt. Prämienanleihen trugen eine 
ſtärkere Courseinbuße davon. Preuß. und andere deutſche Staatspapiere feſt, 
aber unbelebt. Eine gleiche Tendenz kam im Handel mit Eiſenbahn⸗Priori⸗ 
täten zum Ausdruck. Einzelne ausländiſche Prioritäten konnten indeß ihr 
bisheriges Coursniveau nicht voll behaupten. Mehltheuer⸗Weida⸗Priorit. geſucht. 
Eiſenbahnactien zeigten ſich im Allgemeinen ſchwächer. Für die rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Speculations⸗Deviſen befeftigte ih indeß die Stimmung gegen 
den Schluß der Börſe. Potsdamer feſt, Halberſtädter ſchwach in Folge don 
Realiſationen. Leichte Bahnen waren meiſt verngchläſſigt. Aachen⸗Maſtrich⸗ 
ter, Lüttich⸗Limburger feſt. Rumänen matt. Bankactien fanden wenig 
Beachtung. Berliner Caſſenverein und Börſen⸗Handelsverein anziehend, 
Gewerbebank beſſer, Ritterſchaftliche Privat⸗Bank höher, Leipziger Credit 
feſt, Darmſtädter in ſchwacher Haltung, Weimariſche Bank nachgebend, 
auch Schaaffhauſen weichend, Quiſtorp Vereinsbank matt, Centralbank für 
Bauten gedrückt, Coburger Bank niedriger, Induſtriepapiere faſt ganz ge⸗ 
ſchäftslos, chemiſche Union 2 Dannenberger Cattun und Nordd. Eis⸗ 
werke beliebt, Nordd. Eiſenbahnbed. lebhaft. Montanwerthe gedrückt, Gelſen⸗ 
kirchen matt, Tarnowitzer und Maſſener niedriger. Um 2% Uhr: Schwach. 
Credit 219%, Lombarden 126%, Franzoſen 425%, ſämmilich Juni⸗Courſe. 
Reichsbank 153%, Disconto⸗Commandit 107%, Dortmunder Union 6, Lauras 
hütte 56%, Köln: Mindener 100% , Rheiniſche 116, Beraiſche 83% , Rumänen 19. 

Liquidations⸗Courſe pro ultimo Mai 1876. Italiener 70,25, 
Oeſterr. Credit 223, Oeſterr. Papierrente 53,75, Oeſterr. 1860er Looſe 96,25, 
Silberrente 56,75, 3 80, Franzoſen 428, 1865er Türken 8,40, Königs⸗ 
und Laurahütte 57,50, Lombarden 128, Disconto⸗Commandit 108,50, Reichs⸗ 
bank⸗Antbeile 153,50, Böhmiſche Weſtbahn⸗A., 1882er Amerik., Rumäniſche 
Eiſenbahnactien, Gelſenkirchen, Hibernia und Sbamrock, Dortmunder Union 
und preuß. Bahnen u. Banlactien Mittelcours unſerer heutigen Notirungen: 
Ruſſ. Banknoten, Wechſel auf Petersburg, kurz und lang Wien Mittelcours 
vom 30. Mai 1876. 


Glogau, 30. Mai. [Wollmarkt.] Jetzt 8 Uhr ſchwache Zuſuhren, 
kaum 150 Centner. Mehrere Producenten mit Proben find anweſend. 
Käufer ſind Händler aus Breslau und Grünberg. Fabrikanten aus Görlitz, 
Grünberg und Sagan find fehr zurückhaltend. Es herrſcht große Stille auf 
dem Markt. (Priv.⸗Dep. der Bresl. Ztg.) 


Weichen tze des Reichs ⸗Oberhandels⸗Gerichts. 
(Nachdrug verboten. Geſetz vom 11. Juni 1870.) 
* Leipzig, 20. Mai. Neue Rechtsgrundſätze des Reichs⸗Oberhandels⸗ 
Gerichts ſind folgende: . 5 i 

Der Gläubiger, welcher von feinem Schuldner einen von dieſem ausge⸗ 
ftellten oder acceptirten Wechſel nicht an Zahlungsſtatt, ſondern nur zah⸗ 
lungshalber — alſo nicht mit der Abrede, daß ſeine Forderung durch den 
Wechſel getilgt ſein ſollte, ſondern nur unter der 45 Mangel dieſer Abrede 
zu vermuthenden) Vorausſetzung, daß der Wechſel werde eingelöſt, reſp. be⸗ 
zahlt werden — angenommen bat, kann, wenn die wechſelmäßige Verbind⸗ 
lichkeit ſeines Schuldners durch Verzögerung oder Präjudizirung des Wech⸗ 
ſels erloſchen iſt, die Bereicherungsklage aus Art. 83 der Wechſelordnung 
nicht anſtellen. (Erkenntniß vom 2. März 1876.) f i 
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